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Amtliches Aerkündigungsölatt
für den

Grotzh. Bad . Amts ' und Amtsgerichtsbezirk Durlach.
Bezugspreis bei Sonderbezug vierteljährlich 1 ohne Bestellgeld . — Preis der zweigespaltenen Zeile 2-

Druck und Verlag von Adolf Lup » in Durlach . — Fernsprecher Nr . 204 .

Mittwoch , den 18 . September 1S18 .

Rachtragsbikauntumchnng
Nr . V. K. 10M/8. 18. K R A.

zu der Bekanntmachung Nr . V . « . 1660 l l . IS . K . R . A.
vom l . Februar 1916 , betreffend Beschlagnahme und
Bestandeserhebung von Web -, Wirk - und Strickwaren .

Vom 31 . August 1S18 .
Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen dcS

Königlichen Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinen
Kenntnis gebracht mit dem Bemerken, daß jede Zuwider¬
handlung gegen die Beschlagnahmevorschriften nach 8 6 der
Bekanntmachung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf
in der Fassung vom 26 April 1917 ( Reichs - Gesetzblatt
Seite 376) und jede Zuwiderhandlung gegen die Meldepflicht
gemäß § 5 der Bekanntmachung über Auskunftspflicht vom
12 . Juli 1917 (Reichs - Gesetzblatt Seite 604 ) bestraft wird .
Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der
Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger Personen
vom Handel vom 23 . September 19i5 (Reichs- Gesetzblatt
Seite 603 ) untersagt werden.

Artikel I.
Am 8 2 der Bekanntmachung Nr . l7 . K . 1006/11 . 15.

K .R A . werden hinter die Worte „oder auch unter Mit¬
verwendung von Papier " die Worte : „oder Kunstseide " ein-
gef»,t .

Artikel II.
Abs. 3 und 4 des Z 6 der Bekanntmachung Nr lV . 8 .

1000/11 . 15 . K .R .A . werden aufgehoben.
Artikel Hl.

Die erste der gemäß Z 12 der Bekanntmachung Nr . IV.
ll . 1006/11 . 15 K .R .A . erforderlichen Meldungen über die
unter Mitverwendung von Kunstseide hergestellten Gegen¬
stände, welche gemäß Artikel I meldepflichtig werden, ist bis
zum 8 . September 1918 zu erstatten . Für sie ist der am
Beginn der 1. September 1S18 tatsächlich vorhandene Be¬
stand maßgebend.

Artikel IV.
Diese Bekanntmachung tritt mit ihrer Verkündung in

Kraft .
Karlsruhe , den 31 . August 1918.

Der Stellvertretende Kommandierende General :
JSbert ,

_ General der Infanterie ._
Familien Unterstützung betreffend .

In Familienunterstützungsangelcgenheiten kann wegen
Beurlaubung des betreffenden Beamten bis auf weiteres nur
am Dienstag und Mittwoch vormittags dahier
vorgesprochen werden.

Durlach , den 11 . September 1918
_ Großherzogliches Bezirksamt . _

Kartoffelversorgung .
i . Auszug aus der Buudrsratsverordnuug über

bi« Kartoffelversorgung vom 18. Juli 1918.
(Reichsgesetzblatt Seite 737 .)

8 N .

Die Kartoffelcrzrug - r sind verpflichtet , die Kartof -feul samgema» zu ernten . Die Landeszentralbehvrdenoder die von ihnen bestimmten Behörden ivnneu nähereAnordnungen treffen . Die Kartosselerzeuger sind fernerverpflichtet , die zur Erhaltung und Pflege erforderlichenHandlungen uorzuuehmeu . Sie dürfen die Kartoffeln inHöhe der bei ihnen sichergestcllten Menge » nicht ver¬brauchen oder beiseite schaffen . Durch Rechtsgeschäft darfüber die sichergestellien Mengen nur zur Erfüllung derVerpflichtung zur Lieferung verfügt werden . Nechtsge-
schäftlichen Verfügungen stehen gleich Verfügungen , dieim Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrcstoollziehüngerfolgen .

8 t2 .

Das Eigentum an Kartoffel » , die nach den aufGrund dieser Verordnung erlassenen Bestimmungen zuliefern sind , kann durch Anordnung der unteren Ver¬waltungsbehörde auf den tiommmialverband oder die

von der unteren Verwaltungsbehörde bezeichnete Personübertragen werden . Die Anordnung kann an den ein¬
zelnen Besitzer oder an alle Besitzer des Bezirkes odereines Teiles deS Bezirkes gerichtet werden . Im erstenFalle geht das Eigentum über , sobald die Anordnungdem Besitzer zngeht , im zweiten Falle mit dem Ablaufdes Tages nach Ausgabe des amtlichen Blattes , in demdie Anordnung amtlich veröffentlicht wird ,

Der Enteignung soll die Aussonderung der zu ent¬
eignenden Mengen vorausgehen . Die untere Verwal¬
tungsbehörde kann die Kartoffelerzeuger zur Aussonde¬
rung der zu liefernden Mengen ausfordcrn und , wenn
sie dieser Aufforderung nicht Nachkommen , die Aussonde¬
rung auf ihre Kosten vornehmen lassen. Die Vorschriftim Satz 2 gtlt entsprechend für die Anlieferung der cnt -
eigneten Kartoffeln bis zur nüchstcn Verladestelle .

Für die enteigneten Vorräte ist ein llebernahme -
preis zu zahlen , der unter Berücksichtigung des Höchst¬preises sowie der Güte und Verwertbarkeit der Vorräte
festgesetzt wird . Hat der Zur Lieferung Verpflichtete einer
Aufforderung der unteren Verwaltungsbehörde zur Lie-
serung innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht Folge ge¬leistet , so ist der ihm zu zahlende Uebcrnahmepreis nn«
sechzig Mark für die Tonne zn kürzen . Ter Betrag , nmden der Nebernahmepreis gekürzt wird , fließt dem Kom-
munalverbande zu , aus dessen Bezirk die enteignet «
Menge in Anspruch genommen wird .

Streitigkeiten , die sich aus der Anwendung 5er Vor¬
schriften im Abs. 1 bis 3 ergeben , entscheidet endgültig die
höhere Verwaltungsbehörde des Bezirkes , in dem sich Sie
Kartoffeln zur Zeit der Anordnung befinden .

8 15.
Die Beamten der Polizei und die von der Reichskartof -

felstelle, den Vermittlungsstellen , den Kommunalverbän -
den oder Ser Polizeibehörde beauftragten Personen sind
befugt , in Räume , in denen Kartoffeln gelagert , feilge¬
halten oder verarbeitet werden oder in denen Kartoffeln
zu vermuten sind, sowie in Räume , in denen Vieh ge¬
halten oder gefüttert wird , einzutreten , daselbst Besich¬
tigungen vorzunohmen , Geschäftsaufzeichuungen .einzu¬
sehen und die vorhandenen Vorräte festzustellen.

Die Besitzer der Räume sowie die von ihnen bestell¬
ten Betriebsleiter und Aufsichtspersonen haben den nach
Abs . 1 zum Betreten Ser Räume Berechtigten ans Er¬
fordern die Vorräte sowie deren Herkunft , insbesondere
bei Erwerb von Dritten Sen Veräußerer nach Namen
und Wohnung und den Kaufpreis anzugcben und Aus¬
kunft über die Verwendung der Vorräte zn erteilen . L>ie
haben den zum Betreten der Räume Berechtigten auf
Erfordern bei der Feststellung der Vorräte Hilfe , zu
leisten . Wird Sie Hilfeleistung verweigert , so kann die
zuständige Behörde die erforderlichen Arbeiten auf Küste «
des Verpflichteten durch Dritte vornehmen kaffen .

8 17 .

Der Kommnnalverband ' kann Kartoffeln , die einer
ordnungsmäßig ergangenen Aufforderung zuwider nicht
angezeigt oder bei behördlicher Nachprüfung verheimlicht
oder sonstwie der Aufnahme entzogen werden oder die
der Kartosfelcrzeugcr vorschriftswidrig zn verwende «
oder z« ocränßcrn sucht, sowie Kartoffeln , die unbefugt
ln den Verkehr gebracht werden , ohne Zahlung einer
Entschädigung zugunsten des Kommnnalverbandes für
verfallen erklären . Der Kommnnalverband kann schon
vor der Verfallerklärnng die zur Sicherstellung der Kar¬
toffeln erforderlichen Anordnungen treffen .

Gegen die Verfügung ist Beschwerde zulässig, lieber
die Beschwerde entscheidet die Höhere Verwaltungsbe¬
hörde endgültig . Die Beschwerde bewirkt keinen Auf-
ME .

8 18.

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬
strafe bis zu zehntaussnd Mark oder mit einer dieser
Strafen wir - bestraft .

s
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1 . wer den auf Grund öcS 8 2, 8 13 Abs . 1 erlassene »

Bestimmungen zmvtberHandelt :
2. wer den Vorschriften im 8 11 oder den auf Grund

des 8 11 erlassenen Bestimmungen zuwiderhandelt :
S. wer die Auskunft , zu der er nach 8 7 Abs . 8, 8 15

Abs . 2 oder nach den auf Grund des 8 18 Abs . 2 er¬
lassenen Bestimmungen verpflichtet ist, nicht erteilt
oder wissentlich unrichtige oder unvollständige An -
gaben macht ;

4. wer der Vorschrift im 8 15 zuwider den Eintritt in
die Räume , die Besichtigung , die Einsicht in die Ge¬
schäftsaufzeichnungen , die Feststellung der vorhan¬
denen Vorräte oder die Hilfeleistung bei dieser
Feststellung verweigert .

Neben der Strafe können die Vorräte , auf die sich
die strafbare Handlung bezieht , eingezogen werden , ohne
Unterschied , ob sie dem Täter gehören oder nicht , soweit
sie nicht gemäß 8 17 für verfallen erklärt worden sind .

Bei vorsätzlichem Verschweigen , Beiseiteschassen , Ver¬
äußern oder Verfüttern von Vorräten mutz die Geld¬
strafe , wenn ausschließlich auf sie erkannt wird , minde¬
stens dem zwanzigfachen Werte der Vorräte glcichkom -
men , auf die sich die strafbare Handlung bezieht .

ii . » «dtsche Bollzugsveror - nurig , « artoffekversor -
gr»» g bitreffend , vom 3. September ISIS »

(Gesetzes- und Verordnungsblatt Seit « 283 .)

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 18. Jutt
1l?I8 über die Kartoffelversorgung (Reichs -Gesetzblatt S .
733 , 738) in Verbindung mit der Bundesratsvcrordnung
vom 25. September 1915 über die Errichtung von Preis -
prüfungsstellen und die Versorgungsregelung in der Fas¬
sung vom 4. November 1915 (Reichs -Gesetzblatt S . 697,
728) wird verordnet , was folgt :

. I. Zuständigkeitsbestirmunugen .
81 . Im Sinne der Bundesratsvcrordnung vom 18. Juli

1918 ist Landeszentralbehöröe das Ministerium des In¬
nern , höhere Verwaltungsbehörde der Landeskommiffär ,
untere Verwaltungsbehörde das Bezirksamt : letzteres ist
auch zuständig zu Anordnungen gemäß 8 11 Sah 2 der
Vundesratsverordnung vom 18. Juli 1918.

Vermittlungsstelle im Sinne des 8 6 der Bunbesrats -
verordnung vom 18. Juli 1918 ist die beim Statistischen
Lanöesamt errichtete „Badische Kartoffelvcrsorgung " : die
Bestimmungen unserer Verordnung vom 2. März 1916,
Regelung der Versorgung mit Speisekartoffeln betreffend
Mesches - und Verordnungsblatt S . 47s , bleiben aufrecht
erhalten .

II. Ausbringung der Kartoffeln im Grotzherzogtui ».
82 . Die Kommunalverbände haben die ihnen von der Ba¬

dischen Kartoffelversorgung zur Sicherstellung und Liefe¬
rung aufgegebenen Kartoffelmengen auf die Gemeinden zu
verteilen . In gleicher Weise können sie zwecks Sicher¬
stellung und Aufbringung derjenigen Mengen , welche zur
Deckung des eigenen Bedarfs des KommunalverkanSs er¬
forderlich sind , verfahren .

In den Gemeinden erfolgt die Untcrverteilung auf die
Kartosselerzeuger durch den Gemeinderat . Die einzelnen
Kartosfelerzeuger Haben die bei ihnen sichergestellten Men¬
gen getrennt von den übrigen Kartosselvvrräten ausznbe -
wahren : sie sind verpflichtet , die zur Erhaltung und Pflege
erforderlichen Handlungen vorzunehmen . Die sichergc-
stellten Mengen dürfen nicht verbraucht , noch darf durch
Rechtsgeschäft über sie verfügt werden .

Die Kommunalverbände haben die zur Lieferung
aufgegebenen Mengen der Geschäftsstelle der Badischen
Kartoffelversorgung rechtzeitig zur Verfügung zu stellen
und nach deren Weisung zu versenden . Die aufgegebencn
Mengen sind Mindestmengen .

Die Erwerbung der Kartoffeln erfolgt durch Ausläu¬
fer , welche vom Kommunalverband des Erzeuanngsorts
im Benehmen mit der Geschäftsstelle der Badischen Kar -
toffeiversorgung bestellt sind .

83 . Bestehen . nach Auffassung des Gemeindcrats Zwei¬
fel , ob die auferlegten Mengen in der Gemeinde sicher-
gestellt oder abgcliefert werden können , so ist dies Sem
Kommunalverband anzuzeigen .

Der Kommunajvcrband entsendet in eine solche Ge
meiude einen aus beeidigten Sachverständigen bestehen¬
den Ausschuß , welcher die vorhandenen Bestände bei den
einzelnen Kartoffelerzcugcrn nachprüft und über das Er¬
gebnis dem Komwunalverband berichtet . Der Kvmmn -
nalverbanö hat diejenigen Kartoffelmengen , welche in
einer Gemeinde nicht sichergestellt oder abgelicfert wer¬
den können , auf andere Gemeinden des Kommunalvcr -
Lavds zu verteilen . Sollte auch dies nicht möglich sein ,
so ist Vorlage an die Badische Kartoffelversorgung zu er¬
statten .

84 . Die Kartosfelerzeuger sind verpflichtet , die von ihnen
geernteten Spcisekarioffeln , soweit sie nicht nach den Be -
sttmmungen des Kriegsernährungsamts oder der NeichS -
kartoffelstelle von der Sicherstellung und Lieferung aus¬
genommen sind und nicht nachweislich auf Bezugsscheine
(88 13 ff .) abgegeben wurden , an die nach 8 2 Absatz 4
bestellten Aufkäufer gegen Bezahlung des Erzengsrhöchst -
pretses abzugeben .

Die Kartosfelerzeuger dürfen die von ihnen geernte¬
ten Kartoffeln , auch souseit sie freigelaffen sind , vorbehalt¬
lich anderweitiger Bestimmungen des Kriegsernährungs¬
amts oder der Reichskartoffelstelle nur an die bestellten
Aufkäufer oder aus Bezugsscheine ( 88 13 ff.) abgebeu .
Jede andere Abgabe ist verboten : die Kartoffeln , auf
welche sich die unzulässige Handlung bezieht , unterliege «
der Beschlagnahme und Einziehung .

III . Regelung des Verkehrs mit Kartoffeln.
86 . Die Kommunalverbände haben die Versorgung ihrer

Bevölkerung mit Kartoffeln zu regeln und Höchstpreise
für den Kleinverkaus an die Verbraucher festzusetzen , so¬
weit nicht die Festsetzung durch daS Kriegscrnührungs -
amt oder das Ministerium des Innern erfolgt .

Die Bersvrgungsoerechtigten dürfen Kartoffeln nur
durch den Kommunalvcrband oder ans Bezugsscheine
t88 18 ff.) beziehen . Jeder andere Erwerb ist verboten :
die Kartoffeln , auf welche sich die unzulässige Handlung
bezioht , unterliegen der Beschlagnahme und Einziehung .
Selbstversorger gelten insoweit als Bersorgungsberech -
tigte , als ihre Ernte zur Deckung des zulässigen Ver¬
brauchs nicht ausreicht .

Für vom Kommunalverband gelieferte Kartoffeln ,
welche nachweisbar zum menschlichen Genuß nicht taug¬
lich sind , ist dem Verbraucher Ersatz zu leisten .

86 . Die Kommunalverbände sind befugt , Len Versor -
gungsberechtigten zu ermöglichen , ihren zulässigen Be¬
darf an Kartoffeln für die Zeit vom 17. November 1913
ab aus die Dauer von 26 Wochen vor dem 17 . November
1918 durch den Kommunalverband zu beziehen . Diese
Borversorgung soll nicht gestattet werden , wenn der Vcr -
sorgungsberechtigte keine geeigneten Lagerräume besitzt
oder vorzeitiger Verbrauch zu befürchten ist . Bei der
Berechnung des zulässigen Bedarfs ist der Verlust durch
Schwund angemessen zu berücksichtigen . Bei einem Wo¬
chenkopfsatz von 7 Pfund ist für die Dauer von 26 Woche »
eine Menge von 2 Zentnern zu gewähren . Die Kommu -
nalverbändc geben bekannt , wann und in welcher Weise
diese Vorversorguug erfolgen kann .

87 . Die Kommunalverbände können Anordnung treffe »,
daß diejenigen Bcrsorgungsberechttgten , welche nach
ihren Einkommens - und Vermögensverhältnifsen hierzu
in der Lage sind und über geeignete Lagerräume verfügen ,
ihren Bedarf an Kartoffeln für die Zeit vom 17 . Novem¬
ber 1918 auf die Dauer von 26 Wochen vor dem 17 . No¬
vember 1918 entsprechend den näheren Bestimmungen des
Kommunalverbands erwerben und einlagern müssen .
Für die Angehörigen eines Haushalts ist der Haushalt -
tungsvorstand zur Eindeckung verpflichtet . Er kann hier¬
bei einen geringeren Bedarf seines Haushalts als die
zulässige Wochenkopsmenge zugrunde legen : macht er von
dieser Möglichkeit Gebrauch , so hat er , falls er mit seinem
Bvrrat nicht ausreicht , gegenüber dem Kommunal ver¬
band keinen Anspruch auf Nachlieferung der zn wenig
in Anspruch genommenen Menge .

88 . Die Abgabe von Kartoffeln an die Verbraucher durch
den Kommunalverband darf nur gegen Kartosfeliarten
erfolgen , soweit nicht die Versorgung gemäß 88 6 oder 7
stattsindet . Im Fall der Vorversorguug gemäß 88 6 oder
7 oder mittels Bezugsscheins <88 13 ff. ) erhält der Vcrsor -
gungsberechtigte für die Dauer der Vvrversorgung keine
Kartoffclkarien . Für vorzeitig verbrauchte Kartoffeln
wird kein Ersatz geleistet .

89 . Wer Kartoffeln in Verwahrung hat , hat für ihre
zweckmäßige Lagerung und pflegliche Behandlung Sorge
zu tragen . Die Kommunalverbände haben sich hierüber
durch Nachschau zu verlässigen : ergibt sich eine ungeeig¬
nete Aufbewahrung der Kartoffeln , welche " deren Ver¬
derben befürchten läßt , oder wird festgestellt , Saß der Be¬
sitzer seine Vorräte zu schnell verbraucht ' so sind die Kar¬
toffeln vom Kommunalvcrband gegen Entschädigung
wcgzunehmen und dem bisherigen Besitzer Kartoffclkar -
tcn auszustellen .

810 . Die Versorgung durch unmittelbaren Bezug von
Kartoffeln durch den Bersvrgungsberechtigten beim Er¬
zeuger ist nur gestattet mittels eines Kartoffelbezugs¬
scheins nach dem anliegenden Muster . Der Vordruck ist
in 4 Abschnitte L —v cingetcilt .

Zur Vorversorgung auf Bezugsschein darf für ' eine
Person eine Höchstmenge von 2 Zentnern bezogen und
geliefert werden . Innerhalb dieser Höchstgrenze kann
der Bezug auch aus mehrere Bezugsscheine erfolgen . Die
Vorversorgungszeit wirb vom 17 . November 1918 ab ge¬
rechnet , auch wenn der Bezug der Kartoffeln schon vor¬
her stattgefunden hat . Bei einem Wochenkopfsatz von 7
Pfund hat eine Menge von 2 Zentnern unter Berücksich¬
tigung des Schwundes für 26 Wochen ausznreichcn .
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§ 11 . Der Abschnitts des Bezugsscheins enthält auf der
Vorderseite den Vordruck für den Antrag auf Gestattung
deS Kartoffelvezugs und die Bescheinigung des Bürger¬
meisteramts des Einsuhrorts über die Menge, zu deren
Bezug der Antragsteller berechtigt ist , auf der Rückseite
den Vordruck für die LieserungZzmage des Kartosfel -
erzeugers und die Höchstprcisbcstimmnngen .

Der Antragsteller muss die schriftliche Versicherung
abgeben, aus wieviel Personen sein Haushalt besteht,
und daß er weder über genügend eigene Kartoffeln ver¬
fügt, noch sich änderweit im zulässigen Umfang einge¬
deckt hat . Wissentlich unrichtige Angaben werden nach
8 17 der Bundesratsverorduung über die Errichtung von
Preisprüsungsstellcn und die Äersorgungsrcgelung mit
Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
1696 Mark bestraft .

Der Antrag ist mit ausgefüllter Lieferungszusage
beim Bürgermeisteramt (Geschäftsstelle, Kartoffelamt,
Lebensmittelamt) des Wohnorts des Beziehers einznrei-
chen und darf nach dem 30. September 1918 nicht mehr
gestellt werden. Die Bescheinigung des Bürgermeister¬
amts darf nach dem 10. Oktober 1918 nicht mehr erteilt
werden ; sie darf nur versagt werden , wenn der Antrag¬
steller keine geeigneten Lagerräume besitzt oder vorzeiti¬
ger Verbrauch zu befürchten ist . Das Bürgermeisteramt
(Geschäftsstelle usw.) des Wohnorts des Antragstellers ist
berechtigt , für Erteilung Ser Bescheinigung eine Gebühr
von höchstens 10 Pfg. für jeden Schein zu erbeben . Die
Erteilung der Bescheinigung ist in einem Verzeichnis
zu vermerken.

Nach Ausstellung der Bescheinigung ist der ganze
Schein dem Kommunalverband des Ausfuhrorts zur Er¬
teilung der Ausfuhrgenehmigung zu übersenden. Bei
Ikebersendung sind für die entstehenden Auslagen 20 Pfg.
in Briefmarken für jetzen Sehein bcizusügen , die je hälf¬
tig für den Kommunalverband SeS Ausfuhrorts und das
Bürgermeisteramt des Ausfuhrorts bestimmt sind. Die
Ausfuhrgenehmigung darf nur verweigert werden, wenn
durch die Genehmigung die Erfüllung der dem Kommu¬
nalverband obliegenden Pflicht zur Versorgung der eige¬
nen Bevölkerung des Bezirks mit Kartoffeln in Frage
gestellt würde.

Im Fall der Genehmigung des Ausfuhrantrags be¬
hält der Kommunalverband dcS Ausfuhrorts den Ab¬
schnitt kk zurück und übersendet die Abschnitte ff und 6
nach vollständiger Ausfüllung je nach Antrag dem An¬
tragsteller oder Lieferer als portopflichtige Dienstsache.
Ipr Fall der Ablehnung des Ausfuhrantrags sendet der
Kommunalverband den ganzen Schein als portopflichtige
Dienstsache mit dem Vermerk „Antrag abgelehnk" an das
Bürgermeisteramt des Wohnorts des Antragstellers zur
weiteren Benachrichtigung desselben zurück . lieber die
Erledigung der Anträge ist ein Verzeichnis zu führen.

812 . Der Abschnitt 8 enthält den Vordruck für die Beschei¬
nigung des Kommunalverbandes des Ausfuhrorts , daß
der Lieferer zur Abgabe einer bestimmten Menge Kar¬
toffeln berechtigt ist , und die Bescheiniaung , daß er sie
tatsächlich abgegeben hat . Die letztere Bescheinigung ist
bei Aufgabe zur Bahnbeförderung .von der Station des
Ausfuhrorts , bei sonstiger Beförderung von dem Bür¬
germeisteramt des Ausfuhrorts zu erteilen. Sind beide
Vescheinianngen erteilt , so dient der Abschnitt dem Liefe¬
rer als Ausweis gegenüber den Aufkäufern des Kom-
mnnalverbands ; er bat ihn daher sorgfältig anfzubewah-
ren . Ist die Rücksendung der Abschnitte 8 und 6 an den
Antragsteller erfolgt (8 11 Absatz 8 Satz 1 ) , so hat der
Lieferer dafür zu sorgen , daß er in den Besitz des Ab¬
schnitts 8 gelangt.

Die Kartoffelmengen , welche Kartoffelerzeuger auf
Bezugsscheine abgeben , werden ihnen auf die Mengen an¬
gerechnet , welche aus Grund der Umlegung bei iknen sicher-
zustcllen ober von ihnen aözuliefern wären . Die erfolgte
Abgabe ist in der Wirtschaftskarte des Lieferers zn ver¬
merken .

818 . Der Abschnitt L dient als Veförderungsschein . Die
Bescheinigungen werden von dem Kommunalverband des
Ausfuhrorts und der Station oder dem Bürgermeister¬
amt des Ausfuhrorts erteilt : 8 12 Absatz 1 Satz' 2 findet
entsprechende Anwendung. Bei Beförderung der Kar¬
toffeln mit der Bahn ist der Veförderungsschein dem
Frachtbrief, der Exprestgutkarte usw . anzuschließen , bei
Beförderung der Kartoffeln mit Fubrwerk oder als Ge¬
päck , Traglast usw. hat ihn der Beförderer bei sich zu
führen und den mit der Ueberwachung des Lebensmittel-
verkehrS Beauftragten ' anf Verlangen vorzuzeigcn.

Die Beförderung darf nur an dem Tage erfolgen , wel¬
cher von der Bahnstation oder dem Bürgermeisteramt
des Versandorts als Abgangstag vermerkt ist . Nach dem
16 . November 1918 ist die Beförderung überhaupt nicht
mehr zulässig . Erfordert der Versand mit der Bahn
mehr als einen Tag, so muß die Versendung an dem
als Beförderungstag bezcichnctcn Tage beginnen.

Die Beförderung der Kartoffeln ohne BeförüerungS-
schein oder nach Ablauf seiner Gültigkeit ist verboten.
Ohne BeföröerungSschein oder nach Ablauf seiner Gül¬
tigkeit beförderte Kartoffeln unterliegen der Beschlag¬
nahme und Einziehung.

Für den Versand von Kartoffeln, der nicht im Be¬
zugsscheinverfahren gemäß 88 10 bis 17, 19 Ms . 2 erfolgtz
bleiben die Bestimmungen unserer Verordnung vom
2. April 1918, Beförderung von Kartoffeln betrefferrt
(Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 98) , maßgebend .

814 . Die Bescheinigungen in Abschnittv hat derKom-
munalverbanö des Ausfuhrorts bei Genehmigung deS
Ansfuhrantrags dem Bürgermeisteramt des Ausfuhr¬
orts und dem Kommunalverband des Einfuhrorts zu
übersenden ; letzterer hat das Bürgermeisteramt (Ge¬
schäftsstelle usw .) des Einfnhrorts von der Genehmigung
zn verständigen .

818 . Tie Erwirkung eines Bezugsscheins ist erforderlich
beim unmittelbaren Bezug von Kartoffeln sowohl aus
einem auswärtigen Kommunalverband als auch inner¬
halb des gleichen Kommunalverbands.

Wohnen der Bezieher und der Lieferer in der glei¬
chen Gemeinde , so sind lediglich die Abschnitte L und S
und, sofern die Beförderung nicht innerhalb des geschlof-
sencn Orts erfolgt , auch der Abschnitt 0 zu verwenden , Di«
Genehmigung zum Bezug und zur Abgabe ist von de»
Bürgermeisteramt des Wohnorts zu erteilen . Die Ge- ,
nchmigung darf nur verweigert werden, wenn der An¬
tragsteller keine geeigneten Lagerräume besitzt oder vor¬
zeitiger Verbrauch zu befürchten ist .

816 . Bezugsscheine können für die Dauer der Vorversor-
gung (813 Abi . 2) auch auf Anstalten sowie auf Gaststätte,
und ähnliche Betriebe ausgestellt werden, an elftere bis
zu einer Höchstmenge von 2 Zentnern auf den Kopf der
in der Anstalt verpflegten Personen, an letztere bis z,
einer Höchstmenge von 2 Zentnern für jeden Haushalts¬
angehörigen und Angestellten . Durch Vermittelung de-
Kommunalverbandes kann der hiernach zulässige Bedarf
auch auf von der Geschäftsstelle der Badischen Kartoffel¬
versorgung zur Verfügung gestellte, von ihr abgestem¬
pelte Frachtbrief bezogen werden; die von der Geschäfts¬
stelle der Badischen Kartoffelversorgung hierbei erteil¬
ten Weisungen sind zn beachten. Im übrigen hat die Be¬
lieferung durch den Kommunalverband zu erfolgen .

817 . Beim Bezug von Kartoffeln von eigenen oder gepach¬
teten Grundstücken , welche außerhalb des Wohnorts des
Besitzers gelegen sind, finden obige Bestimmungen ent¬
sprechende Anwendung. Hat der Eigentümer oder Päch¬
ter das Grundstück selbst bebaut oder durch Angehörige
seines Haushalts bebauen lassen, so sind er und seine An¬
gehörigen bei Berechnung des zulässigen Bedarfs als
Selbstversorger anzusehen : liegt diese Voraussetzung
nicht vor, so sind sie als Vcrsorgungsöerechtigteauch dann
zn behandeln, wenn sie die Saatkartoffeln selbst geliefert
haben .

818 . Die Komninnalverbände haben der Badischen Kar¬
toffelversorgung spätestens auf 1. Dezember 1918 für die
einzelnen Gemeinden ihres Bezirks eine Zusammenstel¬
lung über die auf Bezugsscheine aus - und eingeführtcn
Mengen einznrcichen .

810 . Die Ausfuhr von Kartoffeln aus dem GroßHcrzog-
tum in das Reichsausland ist nur mit Genehmigung deS
Ministeriums des Innern , die Ausfuhr in die übrigen
Bundesstaaten nur mit Genehmigung der Badischen Kar-
tvffelversorgung zulässig ; sie wird grundsätzlich nur a ,
minderbemittelte Verwandte der Kariofselerzeuger zu »
eigenen Verbrauch und an außerhalb Badens wohnend«
Eigentümer oder Pächter badischer Grundstücke erteilt. Die
Bestimmungen über den kleinen GrenzverkeHr an der
Neichsgrenze bleiben unberührt .

Die Ausfuhrbewilligung wird im Benehmen mit dem
Kommunalverband des Ansfuhrorts erteilt , welcher dem
Versender die Abschnitte ff und 0 des Bezugsscheins nebst
der Ausfnhrbewillignng übermittelt . Letztere ist dem
Bcfördernngsschcin anzuschließen .
IV. Strafbestimmungen, Inkrafttreten der Verordnung.

8 20. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser
Verordnung werden , soweit nicht eine höhere Strafe ver¬
wirkt ist , mit Gefängnis bis zn 6 Monaten oder mit Geld¬
strafe bis zn 1599 . /t bestraft.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen deS
Kriegsernährnngsamts über die Verpflichtung der Kar-
tosfelerzeuger zur Sicherstellung und Lieferung der Kar¬
toffeln sowie gegen die zu ihrer Durchführung ergehen¬
den behördlichen Anordnungen werden mit Geldstrafe
bis zu 186 oder mit Haft bestraft .

821 . Die 88 2—4 treten am 15 . Sept . 1918, die übri¬
gen Vorschriften mit dem Tage der Verkündung i»
Kraft.

Karlsruhe , den 3 . September 1918.
Großh. Ministerium des Innern .

von Vodman . Dr . Schühly.



1S4
in . Höchstpreise für Kartoffeln betreffend .
(btaatsanzeiger Nr . 207 vom 6 . September 1918 .)

I . Auf Grund des K 2 Absatz 2 der Bundesratsverord¬
nung vom 9 . März 1918 über die Preise für Hülsen-, Hack-mid Oelsrüchte ( Reichsgesetzblatt S 119) wird mit Zustim¬
mung des Staatssekretärs de» KriegsernährungsomtS der
Höchstpreis für einen Zentner Kartoffeln aus der Ernte 191?
beim Verkauf durch den Erzeuger , falls die Lieferung nach
dem 14 . September 1918 erfolgt , aus 5 50 festgesetzt. In
diesem Höchstpreis tritt nach den Bestimmungen des Staats¬
sekretärs des KriegScrnähruugSamts bei Lieferungen inner¬
halb der von ihm festgesetzten Frist eine Schnelligkeit - Prämie
von 50 Pf und eine Ansuhrprämie , welche bei einer mehr
als ein Kilometer betragenden Entfernung des HoseS de»
Erzeugers von der Bahn - oder Schiffsverladestelle für jede»
angesangene weitere Kilometer 5 Pf ., im ganzen jedvch
höchstens 25 Pf beträgt . Der sich hiernach ergebende Preis
schließt die Kosten des Einladens in den Eisenbahnwagenoder das Schiff ein .

H . Auf Grund des Z 2 Absatz 3 der genannten BundeS -
ratsverordnung werden mit Zustimmung der Reichrlartosfel -
stelle die Preise für den nach dem 14 . September 1818 statt -
findendkn Verkauf von Kartoffeln aus der Ernte 1918 durch
den Erzeuger unmittelbar an den Verbraucher einschließlichaller Prämien (Schnelligkeitsprämien , Anfuhrprämien usw .)wie folgt festgesetzt:

I . beim Verkauf in .Mengen bis zu 12 Zentner (beim
Verkauf in Mengen über 12 Zentner gelten die Bestim¬
mungen unter I ) :

») ab Acker oder Keller auf höchstens 6 ^ für den
Zentner ;

'
.

b ) frei Verladestelle des Versandortes einschließlich der
Kosten des Einladens daselbst aus höchstens 6 30
für den Zentner ,

2 . bei Lieferung der Kartoffeln durch den Erzeuger Vvr
das HauS des Ve . brauchers ohne Rücksicht darauf , in welchen
Mer gen die g arrosfeln geliefert werden , aus höchstens 6 8V ^4!
für d .n Zentner .

III . Die Preise sind Höchstpreise im Sinne des Gesetzes
betreffend Höchstpreise . Wer höhere Preise als die Höchst¬
preise fordert oder sich oder einem anderen gewähren oder
versprechen läßt , wird aus Grund der Bundesratsverordnungvom 8 . Mai 1!V8 gegen Preistreiberei ( Reichsgesetzblatt S .
395 ) bei vorsätzlicher Zuwiderhandlung mit Gefängnis und
mit Geldstrafe bis zu 200000 „4! oder mit einer dieser
Strafen , bei fahrlässiger Zuwiderhandlung mit Gefängnis bis
zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu 50000 oder
mit einer dieser Strafen bestraft . Wer wegen vorsätzlicher
Zuwiderhandlung zweimal mit Gefängnis bestraft worden
ist, wird beim dritten Mal mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren ,bei mildernden Umständen mit Gefängnis nicht über 1 Monat
bestraft ; daneben wird auf Geldstrafe bis zu 500000 »4!
erkannt .

Die gleichen Strafen treffen denjenigen , welcher vorsätzlich
zu der Zuwiderhandlung auffordert , cmreftt , oder sich .erbietct .

Neben der Strafe wiid ein Betrag eingezogen , der dem
über den Höchstpreis erzielten ErGs entspricht . Neben der
Strafe kann ferner aus Einziehung der Gegenstände erkannt
werden , auf die sich die strafbare Handlung bezieht , ohne
Unterschied , ob sie dem Täter gehören oder nicht . Neben
Gefängnis kann aus Verlust der bürgerlichen Ehrenrechteerkannt werken ; neben Zuchthaus ist auf diesen Verlust zuerkennen . Neben der Strafe kann schließlich ungeordnetwerden , daß die Verurteilung auf Kosten des Schuldigen
Sffentlich bekam , Vzu machen ist ; bei einer zum dritten Mal
erfolgenden Bestrafung muß dies angeordnet werden .

Karlsruhe , den 3 . September 1918 .
Großh . Ministerium des Innern .

_ I V : Weingartner _ IN . Schicht».
Tue Bürgermeisterämter des Amtsgerichtsbezirks werden

veranlaßt , die nach ß 1 ff . der landesherrlichen Verordnung
vom 11 . August 1879 (GV .Vl . 1879 S . 325 ) oufzustellrnden
Listen nebst den etwa erhobenen Einsprüchen bis längstens
15 . Oktober 1918 hierher einzureichen . Wegen der Art der
Ausstellung weisen wir auf die den Bürgermeisterämtern zu-
gegargenen Verfügungen des Gr . Bezirksamts vom 27 . Ok¬
tober 19i0 Nr . 5356 und 14 . Januar 1911 Nr 630 hin .
Wir erwarten forgiältige und eingehende Bezeichnung des
Berufs ; er soll auch liier die Selbständigkeit , dis Meister -
eigenschast Aufschluß geben . Ferner ist das Alter genau an -
zugebcn ; es kommen ost Widersprüche in den Listen vor ;
vielfach ist versehentlich das Alter aus den früheren Listen
herübergcnoinmen worben . Die Listen müssen vollständig
sein ; es darf keine Beschränkung der Ausnahme auf die-
jenigcn Personen stattfinden , welche der Bürgermeister für
besondere gut vercigenschaftct hält Bei Vorlage der Urliste
ist zu bescheinigen, daß und wann sie aufgelegt war und
daß dies öffentlich bekannt gemacht worden ist, ferner ob
und welche Einsprachen und Ablehnungegesuche erhoben
wurden . Besonders weisen wir darauf hin , daß nach Z 34
Zisf . 9 GV , G zuin Amt eines Schöffen nicht berufen werden
solle« dem aktiven"

Heere oder der aktiven Marine ange -
HSrende Militärpersonen . Diese sind nach der landetherrl .
Verordnung über die Leistung des Schöffen - und Geschwo«
rencndicnstcs vom 11 . Juli 1879 A 1 Abs . 3 Ziff . 1j nicht in
die Urliste auszunehmen Diec gilt auch von den lediglich
infolge des Krieges eingezoycnsn Militärpersonen . ES er¬
scheint unbedenklich und wird regelmäßig der Geschäftsner -
emsachung sowie der Richtigkeit und Vollständigkeit der Listen
dienlich sein, wenn die Urliste eine Reihe von Jahren hin¬
durch derart hergestellt wird , doß die verstorbenen , »er¬
zogenen oder sonst wcggefallencn Personen in der Liste des

Vorjahre » gestrichen und die neu hinzugekommenen Personenin einem — ebenso wie die Urliste nach Anfangsbuchstoben
zu ordnenden — Nachtrag ausgenommen werden . Voraus¬
setzung dieses Verfahren » ist, daß die Uebersichtlichkeit und
Zuverlässigkeit der Liste nicht beeinträchtigt wird . ES wird
daher jeweils nach einer Reihe vvn Jahren die Liste neu
anzulegen sein . Eine solche Neuanlegung wird nach Been¬
digung des Krieges allgemein am Platze sein, da dann nach
88 34 Ziffer 9 des Gerichtsverfassungsgesetzes , 38 3 des
ReichsmilitärgesetzeS und 1 Hiffer 2i der Verordnung vom9 . Juli 1879 , die Leistung des Schöffen - und Geschworenen¬
dienstes betr . (G .B Bl . 325 ) die aus dem Heeresdienst auS -
scheidenden Personen wieder in die Liste aufzunehmen sind .
Bei der Neuanlegung wird zweckmäßiger Weise für dir
Namen mit gleichen Anfangsbuchstaben je ein besondere »
Blatt vorzusehen sein, um die übersichtliche Einfügung der
Nachträge zu ermöglichen . Den Bürgermeisterämtern wer¬
den die früheren Urlisten in den nächsten Tagen zugehen .
Von denjenigen Bürgermeisterämtern , denen die Urlisten bi»

. 15 . September nicht zugegangen sind, ist sie für das kom¬
mende Geschäftsjahr neu aufzustcllen .s

D u rl a ch , den 7 . September 1913 . Gr . Am ts gericht .

Stellv . Generalkommando
XIV . Armeekorps . Karlsruhe , den 27. Juli 191 ».Abt . IVe — Abw . — N r . 47168 . O.

Verordnung .
Die Versendung von Druckschriften ins Ausland betr .

Auf Grund des 8 9t> des preußischen Gesetzes über denBelagerungszustand vom 4. Juni 1851 und auf Grunddes Ncichsgesctzes vom ll . Dezember 19,5 (Reichs - Gesetz¬blatt 1915 Nr . 179 S . 813) bestimme ich lm Interesse deröffentliche,i Sicherheit für die zum Größt,erzvgtum Raden
s und zu den HohenzoMernschen Landen ( RegierungsbezirkSigmaringen ) gehörigen Gebietsteile meines Befehlsbe¬reichs das Folgende :
!

' '
8l .

s Druckschriften jeder Art dürfen nach dem Ausland! und den besetzten Gebieten im Postweg nur von Absender »> versendet werden , die zur Auflieferung bei bestimmter »! Postämtern zugelaffen sind . Andere Versendungen vonDruckschriften jeder Art und in jeder Form mittels der. Post nach dem Ausland sind verboten .

Zugelassen werden können auf Antrag :1 . Drucker für die von ihnen gedruckten , Verleger fü »die von ihnen verlegten Druckschriften ;2. Buchhändler für die Druckschriften , die sie ihremLager entnehmen oder im Buchhanöelswege be¬ziehen ;
3 . in das Handelsregister eingetragene Firmen fürdie Drucksachen , die ihren Geschäftsbetrieb betref¬fen (Kataloge , Geschäftsberichte , Rundschreiben unddergleichen ) .

8 3.
Die Zulassung erteilt der Militärbefehlshaber , derfür den Wohnort oder den Ort der Niederlassung de»Versenders zuständig ist.

84 .
Drucker , Verleger , Buchhändler und Firmen , die nachZ 2 eine Zulassung erhalten haben , sind verpflichtet , beiAufträgen Privater zur Versendung von Drucksachen nurExemplare von ihren eigenen Beständen beziehungsweiseauf dem Buchhandelswcgc bezogene Exemplare zu versen¬den : ebenso ist ihnen verboten , die zu versendenden Exem¬plare der Drucksachen vor der Absendung Privaten , wennauch nur für kurze Zeit und zur Einsichtnahme , in dieHände zu geben .

8 S.
Fcldpostsendungcn an Astgehörige des Heeres undder Marine sowie an andere Feldpostberechtigte und derVersand von Zeitungen durch die VerlagSpostaustalten( Postbezug ) werden dadurch nicht betroffen .

8 6.
Für Sie Auslandssendung von deutschen Patentschrif¬ten erübrigt sich eine besondere Genehmigung , wenn dirSendung , zunächst ohne diese PatentMifte » , an die zumAnslanösvcrsanö berechtigte Nachprüfungsstelle der Hee¬res - und Marineverwaltung für gewerblichen Rechts¬schutz Berlin 8>V 6l , Gitschinerstraße Nr . 97—103, geleitetund bei dieser unter Uebernahme der Kosten beantragtwird , die gewünschten Patentschriften zu ' beschaffen , derSendung bcizusngcn und die Weiiersendung unmittelbarzu veranlassen .

8 7-
Zuwiderhandlungen , sowie Aufforderung oder Anrei¬zung zu Zuwiderhandlungen werden , soweit die bestehen¬den Gesetze keine höheren Freiheitsstrafen bestimmen , mitGefängnis bis zu einem Jahr , bei Vorlicgcn wildernderUmstände mit Hast oder Geldstrafe bis zu 15M Mark be¬straft .

8 8.
Diese Verordnung tritt mit dem 1 . September 1918in Kiaft . . °

Der Licllvertr . Komm and . General des XIV . Armeekorps :
I Sb e rt , General der Infanterie .
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